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Fakten       und       Argumente 

CDU-Präsidium legt 
Arbeitsprogramm fest 

Mit dem Essener Parteitag 
hat die CDU den Neuan- 
fang begonnen. Es ist uns 
gelungen, wieder konzen- 
triert in die politische 
Sacharbeit einzusteigen, 
erklärte die Parteivorsit- 
zende Angela Merkel nach 
der Klausurtagung des 
Parteipräsidiums am 14. 
und 12. Juni in Berlin. 

Der Schwung des Essener 
Parteitages muss nun aber 
in eine nachhaltige Stim- 
mungsveränderung im Land 
umgesetzt werden. Denn 
wir geben uns nicht mit im- 
mer besser werdenden Um- 
fragen zufrieden. Wir haben 
ein anspruchsvolleres Ziel: 
Wir wollen die Bundestags- 

Fortsetzung Seite 3 

Schlüsselübergabe neue 
CDU-Bundesgeschäfisstel- 
le, (von links nach rechts) 
Thomas Pink (Architekt), 
CDU - Bundesvorsitzende 
Angela Merkel, Klaus 
Groth (Groth Gruppe), sie- 
he auch Seite 4 

I NHALT 

RENTEN 

Christian Wulff zum Stand 
der Rentengespräche. 
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STEUERREFORM 

78 führende deutsche 
Wirtschafts-Professoren 
haben die rot-grüne Steu- 
erreform scharf kritisiert. 

SEITE 25 
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THEMEN   DER   WOCHE 

CDU ERWARTET 

FORTSCHRITTE BEI DEN 

RENTENGESPRäCHEN 
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CDU-SOZIALSTAATS- 

KONGRESS IN BERLIN 

Seiten 9/13 

Die CDU-Vorsitzende Angela Merkel hat erneut ihre Be- 
reitschaft für eine parteiübergreifende Rentenreform be- 
kundet. Voraussetzung dafür aber sei, dass die Regierung 
ein in sich abgestimmtes Konzept vorlege. Die Union müs- 
se „schon kennen", auf was sie sich einlasse. 
Merkel unterstrich, es gebe weiter Meinungsunterschiede 
mit der Regierung. Unter anderem lehne die Union den von 
Arbeitsminister Walter Riester (SPD) geforderten Aus- 
gleichsfaktor ab. Der Ausgleichsfaktor soll vor allem die 
Rente von jungen Versicherten vermindern, wenn diese die 
Möglichkeit haben, privat vorzusorgen. 

„Der deutsche Sozialstaat braucht eine Neuorientierung. 
Geringfügige Reparaturen am bestehenden System sind 
nicht ausreichend." So Angela Merkel und Christian Wulff 
in ihrer Einladung zum CDU-Sozialstaatskongress „Der 
faire Sozialstaat - eine neue Politik für eine neue Zeit", der 
am 24. Juni 2000 in Berlin stattfand. Mit dem Kongress soll 
die Debatte über eine neue Sozialpolitik eröffnet werden. 
Weitere Informationen finden Sie im Innern des UiD und 
im Internet unter 
http://www.cdu.de/projekt2 l/indx-s21 .htm 

WIR BLEIBEN DIE 

PARTEI DER INNEREN 

SICHERHEIT 
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Die CDU fordert eine konsequentere Bekämpfung von Kri- 
minalität und eine bei den Ursachen ansetzende zukunftso- 
rientierte Kriminalpolitik. „Manche lieb gewordenen über- 
zogenen liberalen Positionen" müssten auf den Prüfstand 
gestellt werden, heißt es in einem Thesenpapier zur Krimi- 
nalpolitik. „Die CDU ist und bleibt die Partei der Inneren Si- 
cherheit", betonte Generalsekretär Ruprecht Polenz. 
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STEUERREFORM 

Fortsetzung von Seite I 
wähl 2002 gewinnen. Auf 
diesem Weg bleibt noch vie- 
les zu tun. Denn es muß in 
unserm Land wieder „Zur 
Sache „ gehen. Viele Pro- 
bleme sind nicht gelöst: bei 
Steuern und Rente , in Bil- 
dung und Ausbildung, auf 
dem Arbeitsmarkt. Die tech- 
nologische Leistungsfähig- 
keit Deutschlands hat gelit- 
ten. Das Wissen, das Kön- 
nen und der Unterneh- 
mungsgeist der Menschen 
brauchen wieder größere 
Freiräume. Dort wollen wir 
vorankommen.Deshalb 
muss das Jahr 2000 ein Jahr 
der klugen Entscheidungen 
werden. 

Das vom Präsidium gebil- 
ligte Arbeitsprogramm und 
die Erklärung der Parteivor- 
sitzenden finden Sie in diesem 
UID unter der Rubik CDU- 
Extra und im Internet unter: 
•1W1W1W 

www.cdu.de/presse/ 
archiv-2000/ 
prl06-00.htm 

CDU-Kolloquium 
Am Mittwoch, 28. Juni 

2000 findet im Apollo Saal 
der Deutschen Staatsoper 
in Berlin ein Deutsch-Pol- 
nisches Kolloquium der 
CDU statt. An der Diskus- 
sion nehmen Tadeusz Ma- 
zowiecki, Richard von 
Weizsäcker und Wolfgang 
Schäuble teil. 

Angela Merkel im Gespräch mit Claus Boje, Produzent des 
deutschen Erfolgsfilmes „Sonnenallee" und Ralf Bahr von 
der Filmförderungsanstalt. (Foto: Chaperon) 

UlD-FlLMEMPFANG 

Kinofilm ein Refugium im 
Medienzeitalter 

„Der Kinofilm bietet im 
Zeitalter von Fernsehen 
und Internet nahezu ein 
Refugium für gemeinsame 
Kommunikationserlebnis- 
se", betonte die CDU-Vor- 
sitzende Angela Merkel 
beim CDU-Filmempfang 
2000 in Berlin. 

Vor 150 Spitzenrepräsen- 
tanten der deutschen Film- 
wirtschaft bekannte Frau 
Merkel, dass sie „mit vielen 
Menschen in unserem Land 
durchaus eine heimliche 
Faszination für die Filmsze- 
ne teile". Der deutsche Film 
sei aber nicht nur Kulturgut, 
sondern auch ein Wirt- 
schaftsfaktor, der den Men- 

schen   konkrete   Chancen 
biete. 

Die Bedeutung des deut- 
schen Films unterstrich auch 
der CDU-Filmexperte und 
Obmann für Kultur und Me- 
dien der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Bernd Neu- 
mann MdB. Die Unions- 
fraktion habe einen Antrag 
im Bundestag mit dem Ziel 
gestellt, die Rahmenbedin- 
gungen für den deutschen 
Film zu verbessern. „Die 
Union will eine funktions- 
und wettbewerbsfähige Film- 
wirtschaft und dazu gehören 
unabhängige, möglichst ka- 
pitalkräftige Produzenten", 
betonte Neumann. 
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CDU BUNDESPARTEI 

SCHLüSSELüBERGABE 

CDU mitten in Berlin 
Die neue CDU-Bundesge- 
schäftsstelle liegt mitten 
in Berlin. Bei einem Fest- 
akt am 16. Juni in Berlin 
übergaben der Berliner 
Bauunternehmner Klaus 
Groth und der Architekt 
Thomas Pink vom Düssel- 
dorfer Architektenbüro 
Petzinka und Pink der 
CDU-Vorsitzenden An- 
gela Merkel symbolisch 
den Schlüssel für das 
neue Haus auf dem 
Klingelhöfer-Dreieck am 
Tiergarten. 

Frau Merkel nannte den 
Neubau ein „mutiges und 
selbstbewusstes Projekt", des- 
sen Offenheit Programm 
sei. Sie unterstrich, dass 
die neue CDU-Bundes- 
geschäftsstelle kein abge- 
schlossenes Bürohaus sei. 
Vielmehr werde die CDU 
Menschen ins Haus zu Ge- 
sprächen und Diskussionen 
einladen. Auch die Bundes- 
geschäftsstelle in Berlin 
symbolisiere den Neuan- 
fang der CDU. Die CDU- 
Vorsitzende verglich den 
Bau mit „einem Schiff, das 
fest gebaut auf hoher See 
standhält". Als „Schlacht- 
schiff bezeichnete der 
Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Eberhard Diep- 
gen, die neue CDU-Bundes- 

geschäftsstelle. 
Mit knapp 100 
Mitarbeitern 
nimmt die CDU 
ab 3. Juli die Ar- 
beitinderneuen 
Geschäftsstelle 
auf. Zuvor sagt 
die CDU-Bun- 
despartei am 30. 
Juni mit einem 
Bürgerfest in 
der Innenstadt 
„Danke, Bonn". 

UD 

ANGELA   MERKEL 

Zum Tode von Christiane Herzog 

Mit großer Be- 
stürzung haben 
wir den Tod von 
Frau Christiane 
Herzog zur 
Kenntnis genom- 
men. Mit ihrer 
großen Mensch- 
lichkeit und ih- 
rer Bürgernähe hat Christi- 
ane Herzog einen festen 
Platz in den Herzen der Be- 
völkerung erobert. Be- 
wundernswert war ihr so- 
ziales Engagement insbe- 
sondere   für   die   Muko- 

Christiane Herzog 

vizidose-Hilfe. 
Christiane Her- 
zog war eine 
First Lady im 
wahrsten Sinne 
des Wortes und 
eine großartige 
Stütze für ihren 
Ehemann. Die 

CDU Deutschlands spricht 
Roman Herzog und seiner 
Familie ihr tiefes Beileid 
aus. Wir wünschen ihnen 
alle Kraft für diese schwe- 
ren Stunden des Ab- 
schieds. 
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RENTENPOLITIK 

CHRISTIAN   WULFF: 

Schröders großer Wurf - 
in Wirklichkeit Blendwerk 

„Zum Stand der Rentenge- 
spräche mit der rot-grünen 
Bundesregierung nach der 
Kanzlerrunde am 13. Ju- 
ni", erklärte Christian Wulff, 
stellvertretender Bundes- 
vorsitzender der CDU 
Deutschlands und Teilneh- 
mer an den Rentenkon- 
sensgesprächen mit der 
Bundesregierung: 

Erstens: Die Union hat zen- 
trale Forderungen durch- 
gesetzt und wichtige politi- 
sche Ziele erreicht 
• Die Union hat durchge- 
setzt, dass als Zeithorizont 
für die Reform das Jahr 2030 
gewählt wurde. Denn nur so 
ist eine echte Reform über- 
haupt möglich. Die Regie- 
rung hatte sich auf die näch- 
sten 15 Jahre konzentrieren 
wollen, um die demographi- 
schen Probleme und den 
daraus resultierenden Re- 
formdruck innerhalb der 
Rentenversicherung zu ver- 
schleiern. 
• Wir haben die Bundesre- 
gierung dazu gezwungen, 
die demographischen Her- 
ausforderungen anzuerken- 
nen. Die Bundesregierung 
muß eine wirkliche Struktur- 
reform auf den Tisch legen - 

zu einem weiteren Täu- 
schungsmanöver reicht die 
Union nicht die Hand. Die 
Regierung mußte erstmals 
zugeben, dass das heutige 
Rentenniveau auf Dauer 
nicht zu halten ist. Das 
„Schwarze-Peter-Spiel" von 
Minister Riester, wonach die 
Union für die schlechten und 
die Koalition für die guten 
Botschaften in der Renten- 
politik verantwortlich ist, ha- 
ben wir damit ein für allemal 
beendet. 
• Die Union hat durchge- 
setzt, dass bei der privaten 
Alterssicherung nicht ge- 
kleckert, sondern geklotzt 
wird. Die nachgelagerte Be- 
steuerung der Aufwendun- 
gen für die private Altersvor- 
sorge und eine Berücksichti- 
gung der Kinderzahl sind 
einzig und alleine auf Druck 
der Union in das Konzept 
aufgenommen worden. In- 
zwischen ist vorgesehen, 
dass auch Selbständige die 
Förderung in Anspruch neh- 
men können. 

• Die Union hat das Trans- 
parenzgebot in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung 
durchgesetzt, wonach die 
Versicherten jährlich über 
den Stand der Rentenanwart- 

schaft informiert werden. 
Die Regierung beabsichtigt, 
diese Regelung erst 2004 
einzuführen. Wir aber beste- 
hen auf die Einführung 
schon mit der Rentenreform 
im Jahr 2001. 
• Eine „Mindestsiche- 
rung" innerhalb der Renten- 
versicherung ist zuerst ein- 
mal vom Tisch. 
• In der Hinterbliebenen- 
versorgung ist auf Druck der 
Union eine Familienkompo- 
nente eingebaut worden. 
• Eine Aufstockung der 
Rentenleistung wegen Kin- 
dererziehung sollen künftig 
auch Versicherte bekom- 
men, die zwei oder mehr 
Kinder erzogen haben und 
nicht gleichzeitig erwerbs- 
tätig waren. 

Zweitens: Schröders Ren- 
tenvorschlag im Spitzenge- 
spräch am 13. Juni 2000: 
unausgereift, unseriös und 
nicht abgestimmt. 
• Im Spitzengespräch am 
13. Juni zauberte der Bun- 
deskanzler nach zwei Stun- 
den zäher Diskussion ein 
vermeintliches Konzept in 
Höhe von 19,5 Mrd. DM für 
die private Altersvorsorge 
hervor, das er nicht erläutern 
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1 RENTENPOLITIK 

konnte, für das er keine Bei- 
spielrechnungen   über   die 
Auswirkungen präsentieren 
konnte und das offenbar am 
Arbeitsminister vorbei völ- 
lig losgelöst von dessen we- 
nige Tage zuvor vorgestell- 
ten Rentenkonzept entstan- 
den war. Die Absicht war 
klar: die Opposition sollte 
überfahren werden und vor 
der   ganzen   Öffentlichkeit 
düpiert werden - nur vorder- 
gründig ging es um die Sa- 
che. Denn die notwendigen 
Detailfragen zu dem Kon- 
zept hätten in den wenige Ta- 
ge   vorher   geführten   Ge- 
sprächen auf Mitarbeitere- 
bene mit dem Arbeitsmini- 
sterium  und  dem   Finanz- 
ministerium   sowie   in  der 
Konsensrunde mit den Mini- 
stern Eichel und Riester am 
7. Juni geklärt werden kön- 
nen. Nur zu diesem Zweck 
fanden diese Gespräche statt 
- freilich, ohne dass die Bun- 
desregierung auch nur an- 
satzweise  ihre  Vorstellun- 
gen zur privaten Altersvor- 
sorge präzisieren wollte. 
•   Wir sagen:  Gründlich- 
keit geht vor Schnelligkeit. 
Auf kaum  einem  anderen 
Feld gilt dieser Satz so sehr 
wie   in  der  Rentenpolitik. 
Deswegen haben wir das Ge- 
spräch mit dem Bundeskanz- 
ler am 13. Juni nach dessen 
15 Zeilen-Vorschlag unter- 
brochen. Deswegen wollten 
wir das, was der Bundes- 

kanzler als sog. „Kombinati- 
onsmodell" zur Förderung 
der privaten Alters Vorsorge 
vorgeschlagen hat, erst ein- 
mal grundlegend prüfen. 
• Maßgebliche Inhalte, die 
für das Finanzvolumen und 
die Verteilungswirkungen 
entscheidend sind, wurden 
uns erst Tage später von Mit- 
arbeitern des Bundesfinanz- 
ministeriums erläutert. Da- 
bei stellte sich schnell her- 
aus, dass die konkreten Aus- 
wirkungen auf Rentner und 
Beitragszahler bisher nicht 
einmal untersucht worden 
waren. Der Kanzler-Vor- 
schlag wirft mehr Fragen auf 
als er beantwortet! 
• Hätte die Union den 
Vorschlag des Bundeskanz- 
lers in den Verhandlungen 
vorbehaltlos akzeptiert, wä- 
re ihr dies als vorzeitiges 
Einknicken gegenüber den 
Regierungsvorschlägen aus- 
gelegt worden. Zudem hätte 
die Union Pate für ein 
schlampiges Verfahren ge- 
standen. 
• Im übrigen: Eine Ren- 
tenreform kommt nicht allei- 
ne dadurch zustande, dass 
man 20 Mrd. DM auf den 
Tisch knallt. Der Union geht 
es nicht um einen bestimm- 
ten Geldbetrag, sondern um 
eine substantielle Förderung 
der privaten Altersvorsorge, 
die Beitragszahlern und 
Rentnern eine verläßliche 
Grundlage gibt. 

• Die bisher vorgelegten 
Renten-Vorschläge der Bun- 
desregierung sind selbst in- 
nerhalb der SPD höchst um- 
stritten. Es ist fraglich, ob 
sich in Fraktion und Partei 
überhaupt eine Mehrheit 
dafür finden wird. Deswegen 
grenzt es schon an eine Zu- 
mutung, von der Union Zu- 
stimmung zu einem Konzept 
zu erwarten, das von weiten 
Teilen der SPD in Frage ge- 
stellt und fast täglich verän- 
dert wird. 

Drittens: Schröders „großer 
Wurf' - in Wirklichkeit 
Blendwerk! 
• Tatsächlich handelt es 
sich bei Schröders Vor- 
schlag nicht um ein „Kombi- 
nationsmodeH", wie von der 
Bundesregierung behauptet, 
sondern um ein „Entweder- 
oder-Modell", denn: Es kann 
nur ein Steuervorteil oder ein 
Zuschuss in Anspruch ge- 
nommen werden. 
• Das Modell richtet sich an 
sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte und an Selb- 
ständige und nicht - wie 
im Modell von CDU und 
CSU vorgesehen - an alle 
Personen. 
• Bei den 19,5 Mrd., die für 
das Jahr 2008 maximal als 
Fördersumme in Aussicht 
gestellt werden, handelt es 
sich um einen Buchwert, der 
nur deswegen so hoch aus- 
fällt, weil eine 100%ige In- 
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anspruchnahme und eine 
100%ige Ausschöpfung der 
Fördersumme unterstellt 
werden. Geht man von reali- 
stischen Annahmen aus 
(75% Inanspruchnahme und 
75% der Fördersumme), die 
beim Unions-Modell zu- 
grunde gelegt wurden (mit 
den vielzitierten 10,6 Mrd. 
DM Fördersumme), kommt 
man auf ein Fördervolumen 
von 10,9 Mrd. DM. Die fis- 
kalischen Wirkungen sind 
damit in beiden Modellen 
identisch! 
• Durch das langsame An- 
laufen der Förderung (mit 
0,5%-Punkten pro Jahr) wird 
jeglicher Anreiz, in die pri- 
vate Förderung einzustei- 
gen, gebremst. Wichtiger 
wäre ein „kräftiger Schluck 
aus der Pulle" - auch unter 
dem Aspekt, dass eine priva- 
te Förderung möglichst 
schnell aufgebaut werden 
muss. Außerdem stellt sich 
die Frage, in welchem Ver- 
hältnis eine geringe An- 
schubfinanzierung zum zu- 
sätzlichen Verwaltungsauf- 
wand in den Finanzämtern 
steht: Im ersten Jahr würde 
die maximale Fördersumme 
pro Monat aus dem direkten 
Zuschuss zwischen 7,50 DM 
und 12,50 DM liegen. 
• Bei der vom Bundesfi- 
nanzministerium im Rah- 
men des Modells in Aussicht 
gestellten Förderung handelt 
es sich um eine zusätzliche 

Förderung, d.h., es findet 
keine Verrechnung mit be- 
reits bestehenden Fördertat- 
beständen statt (Vermögens- 
bildungsgesetz, Sonderaus- 
gabenabzug). Aber: Geför- 
dert werden auch nur 
zusätzliche Sparanstrengun- 
gen. 
• Eine Kinderkomponente 
ist sehr schwach ausgeprägt 
bzw. bei zu versteuernden 
Einkommen über 35.000 
DM / 70.000 DM gar nicht 
vorhanden. Im Modell mit 
steuerlichen Zuschüssen in- 
nerhalb der Einkommens- 
grenzen des Vermögensbil- 
dungsgesetzes werden Kin- 
der zwar berücksichtigt, dies 
aber nur soweit, indem mit 
zunehmender Kinderzahl 
die Zuschüsse etwas weniger 
gekappt werden. Allerdings 
findet eine zusätzliche För- 
derung über das zweite Kind 
hinaus nicht statt, d.h. wer 
mehr Kinder hat, bekommt 
keine Mark mehr. Die dabei 
festgesetzten Höchstbeträ- 
ge, die die Förderung be- 
grenzen, sind willkürlich 
festgelegt. 
• Die sich daraus ergeben- 
den Verteilungswirkungen 
sind äußerst problematisch: 
Das Bundesfinanzministeri- 
um hat bis heute keine Bei- 
spiele durchgerechnet, wie 
sich die Förderung im Ein- 
zelfall auswirkt. Nach den 
von uns veranlassten Be- 
rechnungen des Gesamtver- 

bandes der Deutschen Versi- 
cherungswirtschaft (GDV) 
ergibt sich folgendes Bild: 
-* Verheiratete (ohne Kin- 
der) mit einem monatlichen 
Bruttoeinkommen von 
3.000 DM müssen 120 DM 
ansparen und erhalten einen 
Zuschuss von 58,33 DM. 
Haben sie ein Kind, erhalten 
sie einen Zuschuss von 60 
DM-also gerade einmal 1,67 
DM pro Monat. Haben sie 
mehr Kinder, beträgt die För- 
derung ebenfalls 60 DM. Ge- 
ringverdiener mit mehr als 
einem Kind gehen also leer 
aus - sie bekommen keine zu- 
sätzliche Mark Förderung! 
—* Verheiratete (ohne Kin- 
der) mit einem monatli- 
chen Bruttoeinkommen von 
5.000 DM müssen 200 DM 
ansparen, um einen Zu- 
schuss von 58,33 DM zu er- 
halten. Mit einem Kind er- 
halten sie einen Zuschuss 
von 75 DM, mit zwei Kin- 
dern 80 DM. Weitere Kinder 
werden im Modell nicht 
berücksichtigt. Die Kinder- 
komponente beträgt in die- 
sem Beispiel für das erste 
Kind immerhin noch 16,67 
DM, für das zweite dagegen 
nur noch 5 DM. Ab dem drit- 
ten Kind gibt es keinen zu- 
sätzlichen Zuschuss mehr! 
^ Ab einem monatlichen 
Brutto-Einkommen von rd. 
8.000 DM gibt es überhaupt 
keine Kinderkomponente 
mehr. Familien mit Kindern 
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sind dann allein auf die För- 
derung durch den Steuervor- 
teil angewiesen, der natürlich 
mit steigendem Einkommen 
bzw. der Zahl der Kinder 
sinkt. So erhält ein Alleinste- 
hender mit einem Bruttoein- 
kommen von 8.000 DM ei- 
nen Steuervorteil von 134,33 
DM, während dieser Vorteil 
beim Familienvater mit zwei 
Kindern lediglich 92,33 DM 
beträgt. Dafür müssen beide 
allerdings jeweils 320 DM 
pro Monat eigene Ersparnis- 
se bilden. 

Viertens: Worauf es auch 
ankommt - der Ausgleichs- 
faktor 
• Der von der rot-grünen 
Koalition vorgeschlagene 
„Ausgleichsfaktor" ist in 
Wirklichkeit ein reiner Kür- 
zungsfaktor bzw. ein „Qua- 
si-Obligatorium". Das Si- 
cherungsniveau in der ge- 
setzlichen Rentenversiche- 
rung wird völlig unkal- 
kulierbar, denn die Höhe der 
gesetzlichen Rente hängt 
künftig auch von der nicht 
vorhersehbaren Verzinsung 
von Kapitalanlagen ab. 
• Arbeitsminister Riester 
unterstellt in seinem Kon- 
zept eine Durchschnittsver- 
zinsung bei Kapitalanlagen 
von 5,5%. Diese Annahme 
ist willkürlich gegriffen. 
Wichtig aber ist: aufgrund 
dieser Annahme sinkt das 
Rentenniveau aus der ge- 

setzlichen Rente im Jahr 
2050 nach Riesters Berech- 
nungen auf 54% ab. Bei ei- 
ner anderen Annahme, z.B. 
4% Verzinsung, ergibt sich 
ein Rentenniveau von 
59,5% und bei 3,25% Ver- 
zinsung ein Rentenniveau 
von 62%. 

Diese Beispiele legen die 
ganze Unkalkulierbarkeit 
der gesetzlichen Rente in Zu- 
kunft offen! Unsere Forde- 
rung lautet daher: Eine Ver- 
mengung von gesetzlicher 
Rente und privater Vorsorge 
darf es nicht geben, weil die 
gesetzliche Rentenversiche- 
rung sonst zu einem unkal- 
kulierbaren Risiko wird. 

Jüngstes Beispiel: Die 
SPD will beim „Ausgleichs- 
faktor" jetzt eine Verzinsung 
von 4% statt bisher 5,5% un- 
terstellen, offenbar, um das 
Rentenniveau für die Öffent- 
lichkeit künstlich anzuheben 
und den Ausgleichsfaktor in 
einem günstigeren Licht er- 
scheinen zu lassen. Bereits 
dieser Versuch zeigt über- 
deutlich: Jeglicher Manipu- 
lation würde künftig Tür und 
Tor geöffnet - das Rentenni- 
veau kann nach Gutdünken 
verändert werden. So schafft 
man kein Vertrauen in die 
neue Rente. 
• Problematisch ist darü- 
ber hinaus: Der „Aus- 
gleichsfaktor" trifft nur die 
unter 50jährigen - und zwar 
umso härter, je jünger sie 

sind. Die rentennahen Jahr- 
gänge und die heutige Rent- 
nergeneration werden weit- 
gehend verschont. Der 
Spielraum, privat Vorsorge 
zu betreiben, wird für die 
junge Generation massiv 
eingeschränkt. 
Aussetzung Nettoanpas- 
sung 
• Wenn eine neue Renten- 
formel verabschiedet wird, 
so muss diese auch schon 
2001 gelten. Die im Haus- 
haltssanierungsgesetz der 
Bundesregierung beschlos- 
sene Aussetzung der Netto- 
anpassung und die Renten- 
anpassung entsprechend 
der Inflationsrate ist des- 
halb rückgängig zu machen. 
Mindestsicherung in der 
Sozialhilfe 
• Der von der Koalition 
vorgeschlagene Verzicht auf 
den Rückgriff gegenüber un- 
terhaltsverpflichteten Kin- 
dern ist problematisch, weil 
dadurch der Familienzusam- 
menhalt geschwächt wird, 
weitere Ungerechtigkeiten 
eingeführt und Missbrauchs- 
möglichkeiten eröffnet wer- 
den. Das wäre die Mindestsi- 
cherung durch die Hintertür! 
Zudem würden dadurch die 
Kommunen erheblich bela- 
stet. Stattdessen wäre eine 
grundsätzliche Reform der 
Sozialhilfe denkbar, die aber 
getrennt von der Rentenre- 
form erfolgen muss. 

UD 
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DISKUSSIONSPAPIER 

Der faire Sozialstaat 
Anlässlich der Vorstellung 
des Diskussionspapiers 
„Der faire Sozialstaat - ei- 
ne neue Politik für eine 
neue Zeit" erklären die 
CDU-Bundesvorsitzende 
Angela Merkel und der 
Leiter der CDU-Sozial- 
staatskommission Christi- 
an Wulff:: 

Der deutsche Sozialstaat 
muss reformiert werden, da- 
mit soziale Sicherheit auch 
in Zukunft auf einem siche- 
ren Fundament stehen kann. 
Zum einen, weil steigende 
Kosten, hohe Komplexität 
und mangelnde Transparenz 
an die Grenze der Leistungs- 
fähigkeit führen; zum ande- 
ren, weil undurchsichtige 
und nicht beabsichtigte Um- 
verteilungseffekte sowie die 
wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Entwicklung ei- 
ne Überprüfung von Zweck- 
mäßigkeit und Gerechtig- 
keit des gesamten Systems 
erforderlich machen. Die 
Vermutung, dass höherer 
Mitteleinsatz auch zu mehr 
Gerechtigkeit führt, ist 
falsch. 

Die CDU hat die Weiter- 
entwicklung der Sozialen 
Marktwirtschaft unter den 
Bedingungen von Globali- 
sierung und Entwicklung 
hin zur Wissensgesellschaft 

zu einem Arbeitsschwer- 
punkt gemacht. Wir wollen 
wirtschaftliche und sozia- 
le Kompetenz beweisen. 
Deutschland braucht eine 
Debatte, wie Gerechtigkeit 
tatsächlich verwirklicht wer- 
den kann. 

Mit dem Diskussionspa- 
pier „Der faire Sozialstaat - 
eine neue Politik für eine 
neue Zeit" unserer Präsidi- 
umskommission „Sozial- 
staat 21 - Arbeit für alle" 
skizzieren wir unsere Vor- 
schläge für soziale Verant- 
wortung im 21. Jahrhundert. 
Im Kern geht es dabei um die 
Frage, was im Zeitalter von 
Globalisierung und Digitali- 
sierung, im Wandel zur Wis- 
sensgesellschaft unter „so- 
zial" zu verstehen ist. Es 
geht um Gerechtigkeit in ei- 
nem umfassenden Sinne: 
Um Lebenschancen, Le- 
bensqualität und sozialen 
Ausgleich. 

Wodurch zeichnet sich 
die neue Zeit aus? 

Globalisierung, Indivi- 
dualisierung, Wandel zur 
Wissensgesellschaft und 
demographische Entwick- 
lung erzeugen die Verände- 
rungen im wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Le- 
ben. Angesichts hohen Wett- 
bewerbsdrucks können die 
Finanzvolumina im Sozial- 
bereich nicht weiter steigen. 
Große Lebensrisiken, die der 
Einzelne alleine nicht schul- 
tern kann, müssen jedoch 
auch in Zukunft von der So- 
lidargemeinschaft getragen 
werden. Dies bedeutet, dass 
sich die sozialen Siche- 
rungssysteme stärker in 
Richtung einer Basissiche- 
rung orientieren müssen. 

Wir brauchen die Rück- 
besinnung auf die Grundsät- 
ze der Sozialen Marktwirt- 
schaft. Soziale Marktwirt- 
schaft ist nicht einfach ein 
„dritter Weg", irgendwo 
zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus. Die Soziale 
Marktwirtschaft beschreibt 
eine konkrete Ordnung. Da- 
bei setzt sie vor allem auf Ei- 
genverantwortung (Subsi- 
diarität), Wettbewerb und 
sozialen Ausgleich. Im Gei- 
ste der Sozialen Marktwirt- 
schaft trauen wir den Men- 
schen etwas zu. 

Was ist die neue Politik 
für die neue Zeit? 

Erstens: Wir    sprechen 
vom „fairen Sozialstaat", 
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weil Fairness die Aspekte 
deutlich anklingen lässt, auf 
die es uns ankommt: näm- 
lich die Gegenseitigkeit von 
Solidarität, die Verhältnis- 
mäßigkeit von Leistung und 
Gegenleistung, von Inan- 
spruchnahme von Rechten 
einerseits und Anerkenntnis 
von Pflichten andererseits. 
Soziale Gerechtigkeit hat 
viele Facetten: sie beinhal- 
tet das Recht auf ein Leben 
in Würde ebenso, wie Ge- 
rechtigkeit zwischen den 
Generationen, oder Chan- 
cen- und Leistungsgerech- 
tigkeit. In dieser umfängli- 
chen Sicht sprechen wir 
vom „fairen Sozialstaat", 
der abseits veralteter Ver- 
teilungsideologien vor al- 
lem die Talente und Lebens- 
chancen der Menschen ins 
Blickfeld rückt. 
• Sozial fair bedeutet, dass 
in erster Linie denjenigen 
geholfen wird, die die Hil- 
fe der Solidargemeinschaft 
wirklich brauchen. Unser 
Ziel ist es, dass jeder eine 
Aufgabe hat und niemand 
verloren geht. Unser Augen- 
merk muss vor allem denje- 
nigen gelten, die aufgrund 
geringerer oder nicht mehr 
gebrauchter Qualifikation 
Schwierigkeiten haben, im 
raschen Wandel bestehen zu 
können. Soziale Verantwor- 
tung heißt mehr als Alimen- 
tierung. Alimentierungen 
zementieren   vielfach   die 

Benachteiligungen. Sozial 
fair ist es, Benachteiligun- 
gen zu vermeiden und auf- 
zubrechen. 
• Sozial fair bedeutet, 
keine Anreize zu geben, 
die ein Leben auf Kosten 
der Allgemeinheit attrak- 
tiv und erstrebenswert ma- 
chen. Die Verweigerung 
von Leistung ist unsolida- 
risch. Wir wollen die 
Menschen zur Leistung 
befähigen, damit sie auf 
eigenen Beinen stehen 
und ihren Beitrag für die 
Gemeinschaft erbringen 
können. 
• Sozial fair bedeutet, Be- 
schäftigung zu schaffen. 
Das Normengeflecht des 
Sozialstaates muss auf sei- 
ne beschäftigungsfördernde 
Wirkung hin überprüft wer- 
den. Das Ziel „mehr Be- 
schäftigung" schließt stei- 
gende Beitrags- und Steuer- 
lasten ebenso aus, wie man- 
gelnde Flexibilität im Ar- 
beits- und Tarifrecht. Wir 
wollen die Arbeitsmärkte 
öffnen, nach oben und nach 
unten. Jeder soll eine faire 
Chance erhalten, die Hoch- 
begabten genauso wie die 
Schwächeren und geringer 
Qualifizierten. Gerade im 
Niedriglohnbereich braucht 
es neue Konzepte, durch 
Kombieinkommen aus Ar- 
beitslohn und staatlichen 
Transfers. Dabei gelten die 
Grundsätze 

• Entlohnung entspre- 
chend der Produktivität 
• wer arbeitet, muss mehr 
haben, als wenn er nicht ar- 
beitet 
• staatliche Leistung nur 
gegen Gegenleistung 
• Arbeit ist besser als Ar- 
beitslosigkeit. 
• Sozial fair bedeutet, dass 
bei der Finanzierung der so- 
zialen Sicherungssysteme 
die Leistungsfähigkeit be- 
rücksichtigt wird. Durch die 
enge Ankoppelung der Fi- 
nanzierung an die nicht- 
selbständigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse wird die- 
sem Gedanken heute nicht 
mehr hinreichend Rechnung 
getragen. 
Zweitens: Wir brauchen 
mehr Wettbewerb. Die 
Wissensgesellschaft stellt 
neue Anforderungen an die 
Menschen. Sieerzeugteine 
andere Arbeitswelt und 
veränderte Erwerbsbiogra- 
phien. Unser Sozialstaat 
ist stark an das Arbeitsle- 
ben gekoppelt. Wenn sich 
dieses ändert, bedingt dies 
zwingend auch Verände- 
rungen in der sozialen 
Sicherung. Gleichzeitig be- 
sagt „Wissensgesellschaft", 
dass die Bürger heute in- 
formierter und souveräner 
auftreten, als zu Beginn des 
Industriezeitalters. Eine kon- 
sequente Verwirklichung 
des Wettbewerbsprinzips 
ist daher heute gebotener 
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denn je. Eine Zunahme 
wettbewerblicher Elemen- 
te, auch innerhalb der so- 
zialen Sicherungssysteme, 
befördert Wirtschaftlich- 
keit, Innovation und Wahl- 
möglichkeiten. 

Mehr Wahlmöglichkei- 
ten statt Bevormundung: 
Die Versicherten sind mün- 
dige Bürger. Es ist weder so- 
zialpolitisch gerechtfertigt 
noch passt es ins 21. Jahr- 
hundert, einheitliche Lei- 
stungspakete für alle zu ver- 
ordnen. Wir wollen, dass die 
Risiken, die der Einzelne al- 
leine nicht tragen kann, von 
der Solidargemeinschaft ge- 
schultert werden. Darüber 
hinaus muss es mehr Wahl- 
möglichkeiten geben: 
• In der Krankenversiche- 
rung durch eine klare Defi- 
nition von Kern- und Wahl- 
leistungen 
• In der Altersvorsorge 
durch Wahlmöglichkeiten 
beim Aufbau der,.Sparrente" 
• Auch in der Arbeitslo- 
senversicherung sind Wahl- 
möglichkeiten denkbar, et- 
wa durch einen Beitragsab- 
schlag etwa für den Fall. 
dass die Arbeitslosenversi- 
cherung erst eine gewisse 
Zeit nach Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit leistet. 
Drittens: Wir brauchen 
Nachhaltigkeit als tragen- 
des Prinzip: Damit die 
Menschen ihre Zukunft- 
schancen   nutzen   können. 

dürfen sie als Steuer- und 
Beitragszahler nicht über- 
fordert werden. Zur Wah- 
rung der Chancen zukünfti- 
ger Generationen ist die 
Verschiebung der Steuer- 
und Beitragslasten auf die 
Zukunft ebenfalls auszu- 
schließen. Generationenge- 
rechtigkeit erfordert Ge- 
nerationensolidarität und 
schließt gleichzeitig aus. 
dass eine Generation struk- 
turell auf Kosten einer ande- 
ren Generation lebt. 

Wir gehen von den heute 
zur Verfügung stehenden 
demographischen Daten aus. 
Gerade bei der Altersvor- 
sorge muss die Perspektive 
bis 2030 reichen. Nur mit 
einem weit in die Zukunft 
reichenden Ansatz kann so- 
wohl Sicherheit und Ver- 
lässlichkeit für die heutige 
Rentnergeneration sowie 
Planbarkeit und Kalkulier- 
barkeit für die jüngeren 
Generationen sichergestellt 
werden. 

Wir brauchen in Deutsch- 
land wieder ein ganzheitli- 
ches Verständnis von Sozi- 
alpolitik. Der Sozialstaat 
darf nicht missinterpretiert 
werden als eine Einrichtung 
zur Verteilung von Geld. 
Der Sozialstaat muss mehr 
sein als ein „Reparaturbe- 
trieb". An erster Stelle müs- 
sen die Perspektiven und Le- 
benschancen der Menschen 
stehen. Deshalb sagen wir: 

Sozial ist, was Chancen 
eröffnet und Teilhabe er- 
möglicht. 

Dabei geht es darum, den 
Sozialstaat so zu gestalten, 
dass er im Zusammenspiel 
mit einer modernen Wirt- 
schafts- und Steuerpolitik, 
einer Offensive für exzel- 
lente Bildungschancen und 
einer zukunftsweisenden 
Familienpolitik für alle Bür- 
gerinnen und Bürger die 
Teilhabe an einer dynami- 
schen und sozial-fairen Ge- 
sellschaft ermöglicht. Die 
Reform des Sozialstaates 
betrachten wir als integralen 
Bestandteil einer grundle- 
genden Modernisierung von 
Staat und Gesellschaft, als 
Teil einer neuen Politik für 
eine neue Zeit im 21. Jahr- 
hundert. 

lüiiixr/j 
Den Wortlaut des 

Diskussionspapiers 
finden Sie unter 

www.cdu.de/projekt 21 

Das Papier gliedert sich 
in vier Teile. Kapitel I „Ei- 
ne neue Politik für eine 
neue Zeit" beschreibt unser 
Grundverständnis von Sozi- 
alpolitik im 21. Jahrhundert. 
Wichtige offene Punkte, die 
wir bis Anfang nächsten 
Jahres klären wollen, sind 
in Punkt 23 (Seite 13) zu- 
sammengefasst. Dort sind 
die Themen „Generatio- 
nen und Transferbilanzen", 
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„mehr Transparenz etwa 
durch Mitteilungen über in 
Anspruch genommene Ge- 
sundheitsleistungen" oder 
über den „Stand" bei der Al- 
tersversorgung angespro- 
chen. Kapitel II beschäftigt 
sich mit mehr Dynamik für 
den Arbeitsmarkt. Kapitel 
III mit der Altersvorsorge 
der Zukunft und Kapitel IV 
mit dem Gesundheilswesen 
der Zukunft. 
Kapitel II „Faire Chancen 
für alle - mehr Beschäfti- 
gung durch eine neue Ba- 
lance zwischen Schutz und 
Chance" macht folgende 
konkrete Vorstellungen: 
• Mehr Raum für betrieb- 
liche Lösungen durch Kon- 
zentration des Tarifvertrags 
auf seine ursprünglichen 
Kernbereiche (Punkt 29) 
• Nutzung von Arbeits- 
zeitguthaben auch für Zeiten 
der Qualifizierung oder zum 
• Ausbau einer kapitalge- 
deckten privaten Alterssi- 
cherung (ebenda) 
• Diskussion eines Opti- 
onsmodells beim Kündi- 
gungsschutz, welches Kün- 
digungsschut/.regelungen 
bei vereinbarten Abfin- 
dungsregelungen ausschließt 
(ebenda) 
• Befristete Arbeitsver- 
träge weiter ermöglichen 
(ebenda) 
• Verbesserte Möglich- 
keiten für betriebliche Bünd- 
nisse für Arbeit durch eine 

gesetzliche Klarstellung des 
Günstigkeitsprinzips (eben- 
da) 
• Verlängerung der Ar- 
beitnehmerüberlassung von 
12 auf 36 Monate (ebenda) 
• Weniger Bürokratie für 
geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse (ebenda) 
• Zusammenführung von 
Arbeitslosen und Sozialhil- 
fe (ebenda) 
• Mehr Chancen für Ge- 
ringqualifizierte durch Kom- 
bilohnmodelle (Punkt 30) 
Kapitel III „Für einen fai- 
ren Generationenvertrag 
- Altersvorsorge im 21. 
Jahrhundert" beschreibt 
ein neues Modell für die Al- 
tersvorsorge. 

Wichtigstes Ziel ist die 
Schaffung von neuem Ver- 
trauen durch Ehrlichkeit, 
Transparenz und Glaub- 
würdigkeit. Das CDU- 
Modell für eine neue Al- 
tersvorsorge steht für wirt- 
schaftliche Sicherheit im 
Alter, für eine Lebensstan- 
dardsicherung durch die 
optimale Kombination und 
Verzahnung aller Alters- 
vorsorgesysteme sowie 
für Generationengerech- 
tigkeit zwischen und inner- 
halb der Generationen. Die 
eingeschränkte Leistungs- 
fähigkeit von Familien, für 
das Alter Vorsorge zu tref- 
fen, wird durch eine geson- 
derte Kinderkomponente 
berücksichtigt. 

Um Lebensstandardsi- 
cherung zu gewährleisten, 
soll die umlagenfinanzierte 
„Barrente" durch eine kapi- 
talgedeckte „Sparrente" er- 
gänzt werden. Die zweite und 
dritte Säule der Altersvorsor- 
ge soll gestärkt werden. 

Zur Förderung der „Spar- 
rente" sind folgende Maß- 
nahmen vorgesehen: 
• Übergang zur nachgela- 
gerten Besteuerung in der 
gesamten Altersvorsorge 
(Punkt 33) 
• Ein Recht auf Entgelt- 
umwandlung bzw. eine be- 
grenzte Umleitung von Ren- 
tenversicherungsbeiträgen 
in die private Vorsorge 
(ebenda) 
• Freistellung der Beiträge 
für die „Sparrente" durch Be- 
freiung der Vorsorgeaufwen- 
dung von Steuern und Beiträ- 
gen zur gesetzlichen Renten- 
versicherung (ebenda) 
• Direkte Einkommens- 
transfers in Form von Alters- 
sparprämien bei niedrige- 
rem Einkommen (ebenda) 
• Familienförderung durch 
Einführung einer Kinder- 
komponente (ebenda) 
• Wahlmöglichkeiten im 
Rahmen einer breiten Palet- 
te privater und betrieblicher 
Formen der Altersvorsorge 
(ebenda) 
• Neuregelung der be- 
trieblichen Altersvorsorge 
durch Ausweitung der Mög- 
lichkeit von  Beitragszusa- 
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gen (statt Leistungszusa- 
gen) (ebenda) 
• Wahrung der Freiwillig- 
keit, (ebenda) 
• Die CDU lehnt den Ein- 
stieg in die Einheitsrente 
nach Kassenlagen ab. Sie 
hält daher an der beitrags- 
und leistungsbezogenen 
Rente als feste erste Säule 
der Alterssicherung fest. 
Die Rentenanpassungen 
müssen in Zukunft wieder 
nach verlässlichen Kriteri- 
en erfolgen. (Punkt 36) Die 
Versicherten sollten ab 
2001 einen Kontoauszug 
erhalten, aus dem sich 
die späteren Leistungsan- 
sprüche ergeben, (ebenda) 
Die Erwerbsphase soll 
verlängert werden durch 
früheren Eintritt in das 
Berufsleben. (Punkt 37) 
Eine abschlagsfreie Rente 
soll es bereits nach 45 Ver- 
sicherungsjahren geben. 
(Punkt 38) Die Absiche- 
rung bei Erwerbsunfähig- 
keit soll im Rahmen der ge- 
setzlichen Rentenversi- 
cherung erhalten bleiben. 
(Punkt 39) 
Kapitel IV „Fairness im 
Gesundheitswesen - für 
leistungsfähige Struktu- 
ren" schlägt für das Ge- 
sundheitswesen folgende 
Reformmaßnahmen vor: 
• Mehr Transparenz durch 
Information über Behand- 
lungskosten (Punkt 43) 
• Eine Neudefinition der 

Leistungen, die künftig kol- 
lektiv bzw. stärker privat 
getragen werden können 
(Punkt 44) 
• Solidarische Finanzie- 
rung von Kernleistungen 
(Punkt 46) 
• Finanzierung der Wahl- 
leistung allein aus den 
Beiträgen der Versicherten 
(Punkt 47) 
• Stärkung der Selbstver- 
waltung und mehr Wettbe- 
werb zwischen Leistungs- 
anbietern und Krankenkas- 
sen. U.a. soll den gesetzli- 
chen Krankenversicherun- 
gen das Recht zur Kündi- 
gung unwirtschaftlicher und 

nicht bedarfsnotwendiger 
Krankenhäuser eingeräumt 
werden. Die privaten Kran- 
kenversicherungen sollen die 
Möglichkeit direkter Ver- 
tragsvereinbarungen mit den 
Leistungserbringern erhal- 
ten. (Punkt 48) 
• Überprüfung der Lohn- 
anbindung für die Finanzie- 
rung (Punkt 49) 
• Prävention und Rehabi- 
litation stärken (Punkt 50) 
• Nutzung der Chancen 
für mehr Arbeitsplätze durch 
einen wachsenden Gesund- 
heitsmarkt. (Punkt 52) 

UD 

ANGELA   MERKEL 

EVP setzt sich für Ende der 
Sanktionen gegen Wien ein 

Die EVP, der Zusammen- 
schluss der konservati- 
ven und christdemokrati- 
schen Parteien in Europa, 
hat die Präsidentschaft 
der EU aufgefordert, den 
Sanktionen von vierzehn 
EU-Länder gegen Öster- 
reich ein Ende zu setzen. 
Für die diplomatischen 
Sanktionen auf bilatera- 
ler Ebene, die nach dem 
Einzug der rechtsextre- 
men FPÖ in die Wiener 
Regierung verhängt wor- 
den waren, gebe es „keine 

rechtliche Basis", sagte 
der Vorsitzende der EVP- 
Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans 
Gert Pöttering. 

Vorher hatte die EVP 
bei Gegenstimmen aus 
Belgien beschlossen, die 
Österreichische Volkspar- 
tei (ÖVP) wieder mit vol- 
len Rechten an der EVP 
teilnehmen zu lassen, da 
die Zusammenarbeit mit 
der FPÖ weder die Demo- 
kratie noch den Rechts- 
staat in Österreich gefährde. 
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VERLIERER  BEIM  ATOMAUSSTIEG  IST  DEUTSCHLAND 

Eine fatale Entscheidung mit 
schwerwiegenden Folgen 

Zum Ergebnis des zwischen 
Bundesregierung und En- 
ergiewirtschaft ausgehan- 
delten Ausstieg aus der 
Atomenergie erklärten der 
Stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dr. Klaus W. 
Lippold, und der energie- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Kurt-Dieter Grill: 

Egal wie auch immer die 
Bundesregierung oder Ver- 
treter der Wirtschaft das Er- 
gebnis des Kernenergieaus- 
stiegs zu rechtfertigten such- 
ten, ist eindeutig festzuhal- 
ten: Verlierer ist mit Si- 
cherheit die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die Ausstiegsvercinba- 
rung ist außenpolitisch und 
technologiepolitisch für die 
Industrienation Deutsch- 
land ein völlig falsches Sig- 
nal. Die Bundesrepublik 
verabschiedet sich damit aus 
einem weltweit weiter ex- 
pandierenden Markt und aus 
der weltweiten Kernener- 
giesicherheitspolitik. Wer 
aussteigt, der kann in Si- 
cherheitsfragen nicht mehr 
mitreden. 

Katastrophal ist das Er- 
gebnis auch für den Klima- 

schutz. Die Bundesre- 
publik Deutschland hat 
kein tragfähiges Kon- 
zept, wie die Klima- 
schutzziele bis 2005 er- 
reicht werden können. 
Der Kernenergieaus- 
stieg führt zusätzlich 
dazu, dass mittel- und 
langfristig die Klimaschutz- 
ziele nicht eingehalten wer- 
den können. Hier setzen wir 
weltweit völlig falsche Sig- 
nale für die Klimaschutz- 
politik. 

Die Ausstiegsvereinba- 
rung entwertet auch die oh- 
nehin schon dürftigen Er- 
gebnisse des von Bundes- 
wirtschaftsminister Müller 
initiierten Energiedialogs 
2000. Das ist jetzt alles 
Makulatur. 

Die rot-grüne Lüge von 
der mangelnden Sicherheit 
der Kernkraftwerke ist jetzt 
auch endgültig vom Tisch. 
Denn wer 32 Jahre Laufzeit 
verabredet, würde in höch- 
stem Maße unverantwortlich 
handeln, wenn er nicht von 
der Sicherheit der Kernkraft 
überzeugt wäre. Damit wird 
der Ausstieg zur unsinnigen 
Symbolhandlung. 

Darüber hinaus ist es auch 
nicht verwunderlich, dass die 

Dr. K.W.Lippold 

grünen Verhandlungspart- 
ner diese Vereinbarung ak- 
zeptiert haben. Ihnen ist das 
politische Rückgrat in den 
letzten Monaten mehrfach 
gebrochen. Sie verabschie- 
den sich jetzt erneut von einer 
ihrer Positionen. Diesen Ver- 
lust an politischer Glaubwür- 
digkeit müssen sie mit sich 
selbst ausmachen. 

Festzuhalten ist insbeson- 
dere, dass diese Vereinba- 
rung kein Konsens ist. Sie ist 
das Ergebnis einer politi- 
schen Erpressung der Unter- 
nehmen durch die Bundesre- 
gierung. Die Union wird 
konsequenterweise diesen 
vereinbarten Kernenergie- 
ausstieg rückgängig machen. 
Zwischenlager dürfen nicht 
zu Endlagern werden. Die 
Union wird auf dem soli- 
den Endlagerkonzept beste- 
hen, und sie wird die Beteili- 
gung der Bundesländer ein- 
fordern. UD 
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20  THESEN  ZUR  KRIMINALPOLITIK 

Vorbeugen ist besser 
als heilen 

Anlässlich der Vorstellung 
des kriminalpolitischen Pro- 
gramms „20 Thesen zur 
Kriminalpolitik" des Bun- 
desarbeitskreises Christ- 
lich-Demokratischer Juri- 
sten (BACDJ) erklären der 
Generalsekretär der CDU 
Deutschlands, Ruprecht 
Polenz, der Vorsitzende 
des BACDJ, Minister a.D. 
Herbert Helmrich, sowie 
der Vorsitzende der Fach- 
kommission „Kriminalpo- 
litik" im BACDJ, Minister 
a.D. Prof. Dr. Hans-Dieter 
Schwind: 

Die CDU ist und bleibt 
die Partei der Inneren Si- 
cherheit. Wir haben in den 
letzten Jahren viel im Kampf 
gegen das Verbrechen gelei- 
stet. Und wir wollen noch 
mehr tun. Einen weiteren 
wichtigen Schritt hat hierzu 
der BACDJ mit seinen heute 
vorgelegten „20 Thesen zur 
Kriminalpolitik" unternom- 
men. Die CDU-Präsidium- 
skommission „Sicherheit in 
Deutschland" unter Vorsitz 
des Ministers des Inneren 
des Landes Brandenburg, 
Jörg Schönbohm MdL, wird 
mit ihrer Arbeit folgen. 

Die Bürger erwarten von 
uns zu Recht, dass der Staat 

seine Bürger schützt. Sie 
wollen eine Polizei, die nach 
dem Prinzip handeln darf: 
Zugreifen statt zusehen. Sie 
fordern eine Justiz, die mit 
schnellen Verfahren die 
Strafe der Tat auf dem Fuß 
folgen lässt. Und sie haben 
Anspruch auf einen Straf- 
vollzug, der dem Schutz der 
Allgemeinheit in den Fällen 
Vorrang einräumt, in denen 
Resozialisierung nicht zu 
verwirklichen ist. Für diese 
Ziele steht die CDU. 

Zukunftsorientierte Kri- 
minalpolitik muss bei den 
Ursachen beginnen. Unsere 
Grundsätze heißen: „Vor- 
beugen ist besser als heilen" 
und „Wer immer wieder 
rückfällig wird, braucht ei- 
ne fühlbare Denkzettelstra- 
fe". Die Weichen für ein 
straffreies Leben werden 
schon in der Jugend gestellt. 
Deshalb müssen wir die Er- 
ziehungsfähigkeit der Fa- 
milien stärken. Der BACDJ 
fordert den Ausbau der Er- 
ziehungsberatung sowie ei- 
ne spürbare materielle Ent- 
lastung der Familie: Kinder 
dürfen kein Armutsrisiko 
sein! Für die Schulen, die 
wirkungsvoll zur Gewalt- 
prävention beitragen kön- 

nen, fordern wir kleinere 
Klassen und jüngere Lehrer. 
Städtebauliche Nachbesse- 
rungen in anonymen Woh- 
nungsquartieren verbunden 
mit der Stärkung nachbar- 
schaftlicher Bindungen ge- 
hören ebenso zur Gewalt- 
prävention wie der Verzicht 
auf Gewaltdarstellung in 
Film und Fernsehen, die 
beim Zuschauer eigene Ge- 
waltschwellen senkt. 

Die polizeilichen Kapa- 
zitäten sind noch mehr auf 
die Verhinderung von Straf- 
taten auszurichten. Hierzu 
dient auch die Videoüberwa- 
chung krimineller Brenn- 
punkte. Schließlich sind 
neue Strafen konsequent ab- 
zulehnen, die als Signale für 
eine Aufweichung des Straf- 
rechts und eine beginnende 
Resignation der Rechtsge- 
meinschaft gegenüber dem 
Verbrechen verstanden wer- 
den. Wer - wie die Bundes- 
justizministerin Däubler- 
Gmelin jüngst vorgeschla- 
gen hat - Verbrecher laufen 
lassen will, um Haftkosten 
zu sparen, macht das Sicher- 
heitsinteresse unserer Bür- 
ger zum Spielball rein fiska- 
lischer und ideologischer 
Beliebigkeit. 
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DIE   THESEN   I 
EINZELNEN 

THESE   1 

Zur allgemeinen Krimina- 
litätslage: 

Kriminalität, insbeson- 
dere Gewaltkriminalität 
und Wohnungseinbruch, 
hat in der Bundesrepublik 
wie in anderen vergleich- 
baren (europäischen) Staa- 
ten im Langzeitvergleich 
erheblich zugenommen; 
sie stört vor allem in Groß- 
städten bereits den inne- 
ren Frieden des Landes 
und beeinträchtigt inso- 
weit die Lebensqualität 
unserer Bürgerinnen und 
Bürger. 

THESE   2 

Zur weiteren Kriminalitäts- 
entwicklung: 

Die bedrohliche Krimi- 
nalitätsentwicklung wird 
sich weiter fortsetzen und 
zunehmend in den Vorder- 
grund der innenpolitischen 
Probleme aufrücken, so- 
fern nicht energisch krimi- 
nalpolitisch gegengesteu- 
ert wird. 

THESE   3 

Kriminalpolitik als  Straf- 
rechts- und Sozialpolitik: 

Kriminalpolitik ist nicht 

nur Rechtspolitik auf dem 
Gebiet der Strafrechtspfle- 
ge, sondern vor allem 
präventionsorientierte So- 
zialpolitik. 

THESE   4 

Zur Analyse der Krimina- 
litätsursachen: 

Rationale Kriminalpo- 
litik muss bei den Ursa- 
chen kriminellen Verhal- 
tens ansetzen ,bzw. auf 
den Resultaten der Wir- 
kungsforschung aufbau- 
en. Tendenzen, die ent- 
sprechende kriminologi- 
sche Forschung aus finan- 
ziellen Gründen zu 
reduzieren, ist daher ent- 
gegenzutreten. 

THESE  5 

Zur Stärkung der Erzie- 
hungsfähigkeit der Familie: 

Die familiäre Erzie- 
hung ist für das spätere 
rechtstreue Verhalten des 
Menschen von entschei- 
dender Bedeutung. Des- 
halb muss die Erziehungs- 
fähigkeit der Familie auch 
aus kriminalpolitischer 
Sicht gestärkt werden. 
Zugleich sollte der Ge- 
danke der Mitverantwor- 
tung der Eltern für die 
Verhinderung von Rechts- 
brüchen ihrer Kinder in 
das Bewusstsein gerückt 
werden. 

THESE   6 

Zur schulischen Erziehung 
und Gewaltprävention: 

Die Erziehungsaufgabe 
der Schule erstreckt sich 
auch auf die Entwicklung 
von Rechtsgefühl und Wer- 
tebewusstsein. 

THESE   7 

Zur Förderung der berufli- 
chen Bildung und zur 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit: 

Berufliche Ausbil- 
dungsdefizite und Arbeits- 
losigkeit können die Anfäl- 
ligkeit gegenüber kriminel- 
len Einflüssen erhöhen. Die 
Förderung der beruflichen 
Bildung und die Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit, 
vor allem die Verhinderung 
von Langzeitarbeitslosig- 
keit, sind daher auch aus 
kriminalpolitischer Sicht 
wichtig. 

THESE   8 

Zur Förderung einer sinn- 
vollen Freizeitgestaltung: 

Die Erfahrung zeigt, 
dass junge Menschen, die 
einer sinnvollen Freizeitge- 
staltung nachgehen, grund- 
sätzlich weniger für Krimi- 
nalität oder sonst sozial ab- 
weichendes Verhalten an- 
fällig sind als andere. Die 
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Förderung sinnvoller Frei- 
zeitgestaltung liegt daher 
auch im Interesse der 
Kriminalpolitik. Deshalb 
sind Streichungen in den 
entsprechenden Etats der 
Kommunen kontrapro- 
duktiv. 

THESE  9 

Zu Städtebau und Krimina- 
lität: 

Die für die Kriminal- 
prävention kaum genutzten 
Potentiale der Stadtplanung 
sollten zunehmend ausge- 
schöpft werden. 

THESE   10 

Zur Verantwortung der Me- 
dien: 

Die Medien haben im 
Rahmen ihrer gesellschaft- 
lichen Verantwortung ei- 
nen Beitrag zur Krimina- 
litätsverhütung ZU leisten. 
Insbesondere brutale und 
gewalttätige Szenen im 
Fernsehen, Kino und bei 
Video- und Computerspie- 
len sowie im Internet müs- 
sen abgebaut werden und 
eine gesellschaftliche Äch- 
tung erfahren. 

THESE   11 

Zur Ausländerpolitik: 
Die kriminelle Bela- 

stung legal hier lebender 
AusländerderZweiten und 

Dritten Generation berei- 
tet ebenso Sorgen wie die 
Kriminalität von Wirt- 
schaftsflüchtlingen und il- 
legal zugewanderter Grup- 
pen. Voraussetzung für ei- 
ne wirksame Gegensteue- 
rung ist eine auf Begren- 
zung und Integration aus- 
gerichtete konsequente 
Ausländerpolitik. 

THESE   12 

Zur Bekämpfung des 
Rauschmittelmissbrauchs: 

Zur Bekämpfung des 
Rauschmittelmissbrauchs 
ist vor allem der weitere 
Ausbau der Maßnahmen 
zur Vorbeugung sowie eine 
weitere Differenzierung 
und Vernetzung der An- 
gebote zur Beratung, Be- 
handlung und Nachsorge 
von Rauschmittelabhängi- 
gen und die entschlossene 
Bekämpfung der im Zu- 
sammenhang mit dem 
Rauschmittelmissbrauch 
stehenden sozialschädli- 
chen Handlungsweisen 
notwendig. 

THESE   13 

Verbesserung der polizeili- 
chen Arbeit: 

Die Leistungsfähigkeit 
der Polizei muss auch in 
der Kriminalitätsvorbeu- 
gung weiter ausgebaut 
werden. 

THESE   14 

Zu den kriminalpolitischen 
Aufgaben des Straf rechts: 

Strafrecht und Strafver- 
folgung können nicht durch 
andere Systeme der So- 
zialkontrolle ersetzt wer- 
den. Das Strafrecht muss 
Schuldstrafrecht bleiben; 
seine präventive Wirkung 
ist zu steigern. 

THESE   15 

Erziehung zur Verantwor- 
tung im Jugendstrafrecht: 

Die seit langem bewährten 
Strukturen und die Vielfalt er- 
zieherischer Maßnahmen des 
Jugendgerichtsgesetzes sind 
zu erhalten. Leitlinie ist, dass 
der junge Mensch lernen 
muss, für eigenes Fehl verhal- 
ten einzustehen, zugleich 
aber Hilfe erfahren soll. 

THESE   16 

Verbesserte Verbrechen- 
saufklärung und Beschleu- 
nigung des Strafverfahrens: 

Je mehr Straftaten auf- 
geklärt und je rascher sie 
geahndet werden, desto 
größer ist die präventive 
Wirkung. 

THESE   17 

Zur Weiterentwicklung des 
Strafvollzugs: 

Der Strafvollzug  dient 
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dem Schutz der Allgemeinheit 
und der Wiedereingliederung 
des Straftäters. Soweit gefährli- 
che Gewalt- oder Sexual- 
straftäterbeeinflussbarerschei- 
nen, ist die Zeit der Haft für Be- 
handlung und Therapie inten- 
siv zu nutzen. Gefangenen soll 
während der Haft nach Mög- 
lichkeit Gelegenheit zur Aus- 
und Weiterbildung sowie zu ei- 
nem Schul- oder Berufsab- 
schluss gegeben werden. Die 
Entlassung aus der Haft und der 
Übergang in die Freiheit sind 
sorgfältig vorzubereiten. 

THESE   18 

Alternativen zu freiheits- 
entziehenden Maßnahmen: 

Alternativen zu frei- 
heitsentziehenden Maß- 
nahmen sind vor allem in 
einer besseren Ausgestal- 
tung der Straf(rest)ausset- 
zung zur Bewährung zu se- 
hen und bei Jugendlichen 
auch in der Einführung 
von intensiven Maßnah- 
men sozialen Trainings in 
Freiheit. 

THESE   19 

Hilfe für die Opfer von 
Straftaten: 

Opfer von Straftaten 
haben häufig ein Leben 
lang unter den Schäden 
der Straftaten zu leiden 
und verdienen in hohem 

Maße Aufmerksamkeit 
und Hilfe der Gesell- 
schaft. 

THESE  20 

Beteiligung der Bevölke- 
rung an der Kriminal- 
prävention: 

Die Kriminalitätsver- 
hütung gehört zu den 
gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben. Kriminalpoli- 
tik muss deshalb so konzi- 
piert werden, dass sie von 
der Bevölkerung akzep- 
tiert werden kann und die- 
se deshalb bereit ist, an ihr 
nach ihren Möglichkeiten 
mitzuwirken. 

UD 

GUNNAR   ULDALL 

Erfolge nur in der Statistik 

Die Arbeitslosenzahlen vom 
Mai und die Beschäfti- 
gungszahlen vom März - 
neuere liegen leider nicht 
vor-belegen eine Stagnati- 
on. Trotzsteigender Wachs- 
tumsraten sinkt die Arbeits- 
losenzahl auch im Mai 
überwiegend nur in dem 
Maße, in dem aus demogra- 
phischen Gründen mehr 
Menschen aus dem Er- 
werbsleben ausscheiden als 
jüngere einen Arbeitsplatz 
finden. Trotzdem kann sich 

die Bundesregierung über ei- 
ne stark gesunkene Arbeitslo- 
senquote freuen. Warum? Im 
April wurde die Beschäfti- 
gungszahl, die die Bezugs- 
größe für die Berechnung der 
Arbeitslosenquoten ist, neu 
festgestellt. Vor allem wegen 
einer neuen Methode der Er- 
fassung geringfügig Beschäf- 
tigter wird die Zahl der „Ab- 
hängig beschäftigten zivilen 
Erwerbspersonen" mit 36,89 
Millionen um 1,75 Millionen 
Personen höher ausgewiesen 

als bisher. Allein dadurch 
sinkt die Arbeitslosenquote 
rein rechnerisch um 0,4 %. 
Das ist fast die Hälfte des 
von der Regierung gefeier- 
ten „Erfolgs" auf dem Ar- 
beitsmarkt. 
Ich kann deshalb nur die 
Forderung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wieder- 
holen, die Beschäftigtenzahl 
und nicht die Arbeitslosen- 
zahl oder -quote zum Maß- 
stab erfolgreicher Wirt- 
schaftspolitik zu machen. 
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STEUERREFORM: 

Wissenschaft bestätigt CDU - 
Konzept der Regierung falsch 
Jetzt haben sich auch 78 führende deut- 
sche Wirtschafts-Professoren auf die Seite 
der CDU gestellt und die rot-grüne Steuer- 
reform scharf kritisiert: Sie „wäre der größ- 
te Fehler, der im Steuerrecht in Deutsch- 
land jemals begangen worden wäre." 

KONKRET: Wie auch die CDU lehnen die 
Professoren die unterschiedliche Besteue- 
rung von großen Unternehmen und Mittel- 
stand ab: „Es handelt sich um eine Steuer- 
reform für Konzernfunktionäre." Die Profes- 
soren bezweifeln zudem, dass die geplante 
Bevorzugung von Großunternehmen „einer 
verfassungsrechtlichen Überprüfung stand- 
halten" kann. 

KONKRET: Kleinaktionäre sollen massiv 
schlechter gestellt werden, während Akti- 
enbesitzer mit einem hohen Einkommen 
laut Professoren „künftig weniger Steuer 
zahlen als jeder andere Einkommensteuer- 
pflichtige mit demselben Einkommen". 

KONKRET: Weil es für Kleinanleger zu ei- 
ner deutlichen Mehrbelastung kommt, war- 
nen die Professoren: „Auch die Absicht der 
Förderung des Erwerbs von Unterneh- 
menseigentum bei breiten Schichten der 
Bevölkerung- insbesondere auch als Form 
der Altersvorsorge - wird auf den Kopf ge- 
stellt." Statt Hilfe bei der zusätzlichen pri- 
vaten Altersvorsorge werden die Bezieher 

geringer und mittlerer Einkommen bei Rot- 
Grün abkassiert. 

KONKRET: Geht es nach Rot-Grün, wer- 
den es Existenzgründer künftig schwerer 
haben, an das von ihnen so dringend 
benötigte Kapital zu kommen. Denn für 
etablierte Unternehmen ist es steuerlich 
künftig interessanter, Kapital im Betrieb zu 
belassen, anstatt es auszuschütten und 
damit den Existenzgründern zur Verfügung 
zu stellen. 

KONKRET: Wie auch die CDU halten die 
Professoren die geplante Neuregelung für 
zu kompliziert: „Die behaupteten Ziele der 
Steuerreform, namentlich Einfachheit, 
Transparenz und Planungssicherheit, wür- 
den auf den Kopf gestellt." Und weiter: 
„Die Steuerbegünstigung einbehaltener 
Gewinne spricht dem vorgeblichen Ziel der 
Steuerreform, zu mehr Steuergerechtigkeit 
zuführen, Hohn." 

Statt niedriger-einfacher-gerechter, wie 
es der Steuerreform-Vorschlag der CDU 
vorsieht, soll es künftig heissen: höher- 
komplizierter-ungerechter. Das ist mit uns 
nicht zu machen! 

CDU 
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Wasserspritztierchen 

Bestell-Nr.: 9559 
Verpackungseinheit je 
30 Stück: 29,95 DM 

CDU-Beach-Volleyball 

Bestell-Nr.: 9158 
Preis je Ball: 21,60 DM 

Basball-Cap 

Bestell-Nr.: 9416 
Preis je Expl.: 8,00 DM 

CDU-Strandtuch / 
Größe 0,70 x 1,40 m 

Bestell-Nr.: 9458 
Preis je Expl.: 19,90 DM CDU-Wasserball 

Bestell-Nr.: 9778 
Preis je 10 Expl.:20,00 DM 

Postkarte: 
„ausnahmsweise 
mal was schönes 
in rot-grün" 

Bestell-Nr.: 9618 
Preis je 250 Expl.: 
35,00 DM 

-tfjfcft 
MAL WAS SCHÖNES 

CDU 

Gummibärchen- 
Minitüten 

Bestell-Nr.: 9547 
1 Runddosemit 100 
Tütchen: 19,90 DM 

D 

i-J tf^^l 
T-Shirt „weiß" T-Shirt „schwarz" 

Bestell-Nr.: Bestell-Nr.: 
9481 Größe S 9443 Größe S 
9482 Größe M 9444 Größe M 
9483 Größe L 9445 Größe L 
9484 Größe XL 9446 Größe XL 
9485 Größe XXL      9447 Größe XXL 
Preis je Expl.: Preis je Expl.: 
12.00 DM 12.00 DM 
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A dass SIE UNS IM 
URLAUB JA NICHT 
ROT WERDEN! 
Schöne Ferien! 

• •     m 
CDU 

mitten im Leben. 

Sommerplakat DIN AO „Schöne Ferien' 

Bestell-Nr.: 7668 
Preis je 50 Expl. :60.00 DM 

Sommerplakat DIN Al „Schöne Ferien' 

Bestell-Nr.: 7667 
Preis je 50 Expl.: 30.00 DM 
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BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


